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BaFin-Konsultationen von diversen Anzeigenverordnungen für Auslagerungen nach KAGB, 
KWG, WpIG, VAG und ZAG  
 
 
Sehr geehrter Herr Röseler, sehr geehrter Herr Dr. Pötzsch und sehr geehrter Herr Dr. Grund,  
 
am 3. Dezember 2021 haben Sie die Verbände der Finanzindustrie erstmals über Ihre Vorstellungen 
zur Art und Weise und zum Inhalt von elektronischen Anzeigen von Auslagerungen informiert. Hierzu 
haben Sie fast wortgleiche Verordnungsentwürfe für alle Aufsichtsbereiche nach KAGB, KWG, WpIG, 
VAG und ZAG veröffentlicht und mit einer Frist von lediglich 20 Tagen zur Konsultation gestellt. Die de-
taillierten Anforderungen sollen für Kapitalverwaltungsgesellschaften bereits ab 1. Januar 2022 für neue 
Auslagerungen gelten und für alle übrigen beaufsichtigten Unternehmen unmittelbar nach Verkündung 
der Verordnungen zur Anwendung kommen. Die Konsultation soll ausschließlich im schriftlichen Ver-
fahren erfolgen; eine mündliche Anhörung ist nicht vorgesehen. 
 
Wir begrüßen ausdrücklich die Einführung eines elektronischen Anzeigenverfahrens, das der Aufsicht 
einen umfassenden Überblick über die ausgegliederten Sachverhalte, Aufgaben und Funktionen der 
beaufsichtigten Unternehmen verschafft. Wir erkennen auch die Bemühungen der BaFin an, ein grund-
sätzlich einheitliches Verfahren über die Inhalte der Auslagerungsanzeigen für alle Aufsichtsbereiche 
festzulegen, um systematische Auswertungen vornehmen und damit etwaige Risiken frühzeitig erken-
nen sowie notwendige Maßnahmen effektiv ergreifen zu können.  
 
Das hierfür vorgesehene Konsultationsverfahren zum Jahresende ohne Anhörung in so kurzer Frist 
wird der Bedeutung und dem Umfang dieses Projekts jedoch nicht ansatzweise gerecht. Wir bitten Sie 
daher dringend, die nachfolgenden Aspekte zu berücksichtigen. Dabei beziehen wir uns auf die Vorga-
ben für unsere Mitglieder (Kapitalverwaltungsgesellschaften und Wertpapierinstitute), haben aber ent-
sprechende Signale auch aus der Banken- und der Versicherungswirtschaft erhalten.  
 
1. Das Inkrafttreten der Verordnungen und damit die Einführung eines elektronischen Anzei-

genverfahrens mit neuen Anzeigepflichten ist um mindestens zwölf Monate zu verschieben. 
Denn der enorme Erfüllungsaufwand der Unternehmen ist nicht berücksichtigt.  
 

2. Von einer Pflicht zur erneuten (elektronischen) Meldung von bereits angezeigten Auslage-
rungen sollte abgesehen werden. Hierfür gibt es keine Rechtsgrundlage. Unabhängig davon 
wäre auch die für Nachmeldungen vorgesehene Frist viel zu kurz.  

 
3. Die Inhalte der neuen Anzeigeverordnungen sind an die jeweiligen gesetzlichen Vorgaben 

und Verordnungsermächtigungen für Auslagerungsanzeigen unter Einhaltung des 

https://www.bafin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/DE/Meldung/2021/meldung_2021_12_03_kons_21-2021_anzeigenverordnungen.html
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Proportionalitätsgrundsatzes anzupassen. Dabei sind aus wettbewerbs- und standortpoliti-
schen Gründen insbesondere die EU-Vorgaben aus der Fondsregulierung für Auslage-
rungsanzeigen zu berücksichtigen. Hier ergeben sich wesentliche Unterschiede bei Kapital-
verwaltungsgesellschaften im Vergleich mit Wertpapierinstituten und den übrigen beauf-
sichtigten Unternehmen.  

 
4. Wir regen dringend einen Dialog zwischen Aufsicht und Praxis zur weiteren Erörterung der 

Inhalte und der Art und Weise der neuen Anzeigepflichten vor Inkrafttreten der jeweiligen 
Verordnungen an.  

 
Weder das Gesetz zur Stärkung der Finanzmarktintegrität (FISG) noch das WpIG sehen Fristen zur 
Einführung eines elektronisches Anzeigeverfahrens über Rechtsverordnungen vor. Zudem besteht 
keine Notwendigkeit, ein komplexes elektronisches Verfahren übereilt einzuführen. Kapitalverwaltungs-
gesellschaften kommen bereits seit vielen Jahren ihren bestehenden gesetzlichen Anzeigepflichten für 
Auslagerungen nach; die Inhalte dieser Anzeigen haben sich für diese durch das FISG nicht geändert. 
Für Wertpapierinstitute hatte die BaFin ohnehin angekündigt, deren Anzeigepflichten erst mit Veröffent-
lichung in einer Anzeigenverordnung umfassend zu regeln. 
 
Entgegen Ihrer Verordnungsbegründung ermöglicht das Verfahren gerade keine organisatorische und 
technische Vorbereitung durch die beaufsichtigten Unternehmen. Wir hören vielmehr von unseren Mit-
gliedern, dass eine Umsetzung der geplanten Anforderungen innerhalb der vorgesehenen Frist tech-
nisch und praktisch nicht möglich ist. Anhand des Bearbeitungsstandes des Entwurfs der KAGB-
Auslagerungsanzeigenverordnung (27. September 2021) ist erkennbar, dass die BaFin sich ausrei-
chend Zeit für interne Abstimmungen genommen hat. Es ist daher nur angemessen, wenn sie dies 
auch den beaufsichtigten Unternehmen zugesteht. Denn diese hätten nach Inkrafttreten der Verordnun-
gen keinen ausreichenden zeitlichen Vorlauf, um ihre IT-Systeme und internen Prozesse auf das neue 
elektronische Anzeigeverfahren umzustellen bzw. einzurichten. Es würde auch nicht genügen, wenn sie 
sich dabei an den Inhalten der einzelnen Konsultationsentwürfe orientieren würden. Denn die Entwürfe 
der BaFin enthalten inhaltlich völlig neue inhaltliche Anforderungen an die Anzeigen, die umfangreiche 
Prozessanpassungen nach sich ziehen, bei denen Datenfelder, Schnittstellen, Lieferwege sowie Erfas-
sungs- und Kontrollmasken neu zu programmieren und zu testen sind. Es muss zudem technisch si-
chergestellt sein, dass auch die Eingabe durch die Unternehmen automatisiert erfolgen kann und nicht 
– wie bislang vorgesehen – manuell erfolgen muss. 
 
Mit diesem Schreiben wollen wir zunächst auf unsere Bedenken gegenüber dem übereilten Verfahren 
hinweisen. Unsere inhaltlichen Kritikpunkte werden wir in einer gesonderten Stellungnahme vorbringen.  
 
Wir sind sehr daran interessiert, dass das Projekt für alle Beteiligten zum Erfolg führt.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
Thomas Richter      Peggy Steffen  
Hauptgeschäftsführer      Leiterin Risikomanagement  


